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2009 in Stockholm abgehaltenen neunten Weltkonferenz des
Internationalen Instituts für Ombudspersonen teilgenommen
hat, und begrüßt die aktive Teilnahme des Amtes an allen in-
ternationalen und regionalen Tagungen von Ombudsperso-
nen, Mediatoren und anderen nationalen Menschenrechtsin-
stitutionen;

5. ermutigt das Amt des Hohen Kommissars der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte, mittels seiner Beraten-
den Dienste Aktivitäten speziell für die vorhandenen Om-
budspersonen, Mediatoren und anderen nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen zu konzipieren und zu unterstützen
und ihre Rolle innerhalb der nationalen Systeme zum Schutz
der Menschenrechte zu stärken;

6. ermutigt die Ombudspersonen, Mediatoren und
anderen nationalen Menschenrechtsinstitutionen, wo es sie
gibt,

a) nach Bedarf im Einklang mit den Grundsätzen be-
treffend die Stellung nationaler Institutionen zur Förderung
und zum Schutz der Menschenrechte („Pariser Grundsät-
ze“)285 und anderen einschlägigen internationalen Überein-
künften zu arbeiten, um ihre Unabhängigkeit und Autonomie
zu stärken und ihre Fähigkeit zu steigern, den Mitgliedstaaten
bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte be-
hilflich zu sein;

b) in Zusammenarbeit mit dem Amt des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte ihre Ak-
kreditierung durch den Internationalen Koordinierungsaus-
schuss der nationalen Institutionen zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte zu beantragen, damit sie mit den
zuständigen Menschenrechtsorganen des Systems der Ver-
einten Nationen wirksam interagieren können;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.
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Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 21. Dezember 2010,



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses 

488

derberichterstatters des Rates über außergerichtliche, summa-
rische oder willkürliche Hinrichtungen,

unter Begrüßung der universellen Ratifikation der Gen-
fer Abkommen vom 12. August 1949290, die zusammen mit
dem Recht der Menschenrechte einen wichtigen Rahmen für
die Rechenschaftspflicht in Bezug auf außergerichtliche,
summarische oder willkürliche Hinrichtungen während eines
bewaffneten Konflikts bilden,

eingedenk aller ihrer Resolutionen zum Thema der au-
ßergerichtlichen, summarischen oder willkürlichen Hinrich-
tungen sowie der Resolutione
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a) bei öffentlichen Demonstrationen, Gewalt im In-
neren oder zwischen Bevölkerungsgruppen, Unruhen, öffent-
lichem Notstand oder bewaffneten Konflikten alle nach den
internationalen Menschenrechtsnormen und dem humanitä-
ren Völkerrecht erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um
Verluste von Menschenleben zu vermeiden, insbesondere
von Kindern, sowie sicherzustellen, dass Polizisten, Beamte
der Strafverfolgungsbehörden, Angehörige der Streitkräfte
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me Zeugenschutzprogramme oder andere Maßnahmen einzu-
leiten und durchzuführen, und legt in dieser Hinsicht dem
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte nahe, praktische Instrumente zu entwickeln,
die den Zeugenschutz fördern und ihm größere Aufmerksam-
keit verschaffen;

12. legt den Regierungen und den zwischenstaatlichen
und nichtstaatlichen Organisationen nahe, Ausbildungspro-
gramme zu organisieren und Projekte zu unterstützen, die den
Zweck haben, Angehörige der Streitkräfte, Beamte mit Poli-
zeibefugnissen und Amtsträger der Regierung unter Einbezie-
hung der Geschlechter- und der Kinderrechtsperspektive in
menschen- und humanitärrechtlichen Fragen, die mit ihrer
Tätigkeit zusammenhängen, auszubilden oder aufzuklären,
und appelliert an die internationale Gemeinschaft und ersucht
das Amt des Hohen Kommissars, diesbezügliche Anstren-
gungen zu unterstützen;

13. bekundet ihre Besorgnis über die auf der ganzen
Welt begangenen Tötungen durch Angehörige von Bürger-
wehren, ermutigt die Staaten, die Anstrengungen zur Verhü-
tung und Beendigung solcher Tötungen zu unterstützen, in-
dem sie systematische Untersuchungen des Phänomens
durchführen oder fördern, mit dem Ziel, kontextspezifische
und gezielte Maßnahmen zu ergreifen, und ersucht das Amt
des Hohen Kommissars und die anderen zuständigen Institu-
tionen der Vereinten Nationen, diese Untersuchungen und die
entsprechenden Folgemaßnahmen auf Antrag zu unterstüt-
zen;

14. nimmt Kenntnis von dem Potenzial der neuen
Technologien in Bezug auf die Verhütung und Untersuchung
außergerichtlicher, summarischer oder willkürlicher Hinrich-
tungen, ermutigt das Amt des Hohen Kommissars, zu erwä-
gen, im Rahmen der vorhandenen Ressourcen eine den Re-
gierungen, den Regionalorganisationen, den zuständigen Or-
ganen der Vereinten Nationen, zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen und anderen maßgeblichen Akteuren zur Teilnah-
me offenstehende Expertenanhörung abzuhalten, um zu erör-
tern, welche menschenrechtlichen Anwendungen für die neu-
en Technologien derzeit bestehen oder möglich sind und mit
welchen Risiken und Hindernissen ihr wirksamer Einsatz ver-
bunden ist, und bittet das Amt, dem Menschenrechtsrat in
Form einer Zusammenfassung der Erörterungen über das Er-
gebnis der Anhörung Bericht zu erstatten;

15. nimmt Kenntnis von den Berichten des Sonderbe-
richterstatters an die Generalversammlung298;

16. würdigt die wichtige Rolle, die der Sonderbericht-
erstatter im Hinblick auf die Beseitigung außergerichtlicher,
summarischer oder willkürlicher Hinrichtungen wahrnimmt,
und legt dem Sonderberichterstatter nahe, auch weiterhin im
Rahmen seines Mandats von allen Betroffenen Informationen
zu sammeln, auf ihm zugeleitete verlässliche Informationen
wirksam zu reagieren, Folgemaßnahmen zu Mitteilungen und
zu Länderbesuchen zu ergreifen sowie die Auffassungen und

Stellungnahmen der Regierungen einzuholen und gegebenen-
falls in seine Berichte aufzunehmen;
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24. ersucht den Sonderberichterstatter, der General-
versammlung auf ihrer sechsundsechzigsten und siebenund-
sechzigsten Tagung einen Bericht über die weltweite Situa-
tion in Bezug auf außergerichtliche, summarische oder will-
kürliche Hinrichtungen sowie seine Empfehlungen betreffend
wirksamere Maßnahmen zur Bekämpfung dieses Phänomens
vorzulegen;

25. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer
siebenundsechzigsten Tagung fortzusetzen.

RESOLUTION 65/209

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 21. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/65/456/Add.2 (Part II), Ziff. 135)299.

65/209. Internationales Übereinkommen zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolution 61/177 vom 20. De-
zember 2006, mit der sie das Internationale Übereinkommen
zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen ver-




